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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2381 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 8. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Femmeldewesen 

Dr. Bleiß Müller-Hermann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbahngesetzes 

— Drucksache 2381 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, Post- und 

Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbahngesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) in der Fassung des Bun- 
desbeamtengesetzes vom 14. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 551) und des Personalvertretungsgeset- 
zes vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

Betriebsführung 

Die Deutsche Bundesbahn hat den Anforderun- 
gen des Verkehrs Rechnung zu tragen. Sie ist 
verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen. Nach 
dem jeweiligen Stand der Technik hat sie die 
Anlagen, die Fahrzeuge und das Zubehör in gu- 
tem und betriebssicherem Zustand zu erhalten 
und unter Beachtung wirtschaftlicher Grundsätze 
zu erneuern und weiterzuentwickeln. 11 

2. § 16 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 28 a bleibt unberührt. 11 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbahngesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos 
sen: 


Artikel 1 

Das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) in der Fassung des Bun- 
desbeamtengesetzes vom 14. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 551) und des Personalvertretungsgeset- 
zes vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

■ § 4 

Betriebsführung 

Die Deutsche Bundesbahn ist verpflichtet, ihren 
Betrieb sicher zu führen, die Anlagen, die Fahr- 
zeuge und das Zubehör in gutem, betriebssiche- 
rem Zustand zu erhalten und unter Beachtung 
wirtschaftlicher Grundsätze nach dem jeweiligen 
Stand der Technik zu erneuern, zu ersetzen und 
weiterzuentwickeln. " 


2. § 16 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach Absatz 1 erforderliche Ge- 
nehmigung gilt als erteilt, 

1. wenn der Deutschen Bundesbahn 
nicht innerhalb von drei Wochen 
nach Eingang ihres Antrags eine 
Äußerung des Bundesministers für 
Verkehr zu geht. 
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„§ 28 

Wirtschaftsführung 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist unter der 
Verantwortung ihrer Organe als Wirtschafts- 
unternehmen so zu führen, daß die Erträge die 
Aufwendungen decken; eine angemessene Ver- 
zinsung des Eigenkapitals ist anzustreben. In 
diesem Rahmen hat sie ihre gemeinwirtschaft- 
liche Aufgabe zu erfüllen. 


(2) Die Deutsche Bundesbahn beschafft sich die 
erforderlichen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufga- 
ben selbst. Ist sie hierzu nachweislich nicht in 
der Lage, so soll der Bund ihr Darlehen aus 
Haushaltsmitteln gewähren." 

4. Hinter § 28 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.$ 28 a 
Auflagen 

(1) Führt eine Auflage nach § 16 Abs. 4 oder 
die aus Gründen des Gemeinwohls ausgespro- 
chene Versagung der Genehmigung für eine be- 
stimmte tarifliche Maßnahme nachweislich dazu, 
daß in diesem Einzelfall die Aufwendungen der 
Deutschen Bundesbahn nicht gedeckt werden, so 
gewährt der Bund der Deutschen Bundesbahn 
einen entsprechenden Ausgleich. In diesen Fäl- 
len ist die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu der Auflage oder der Versagung 
der Genehmigung einzuholen. Die Ausgleichs- 
pflicht des Bundes tritt auch ein, wenn der Deut- 
schen Bundesbahn die Genehmigung zur dauern- 
den Einstellung des Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke nach § 14 Abs. 4 Buchstabe d versagt 
wird. 
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2. wenn der Deutschen Bundesbahn 
nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Eingang ihres Antrags eine 
von dem Antrag abweichende Ent- 
scheidung des Bundesministers für 
Verkehr zugeht." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Bundesminister für Verkehr kann 
Änderungen von Verkehrstarifen der Deut- 
schen Bundesbahn verlangen, wenn dies aus 
Gründen des allgemeinen Wohls erforderlich 
ist. § 28 a bleibt unberührt." 

c) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Änderungen von Verkehrstarifen nach 
Absatz 4 dürfen nicht einer wesentlichen Be- 
einträchtigung der Wettbewerber auf dem 
Verkehrsmarkt dienen." 

3. § 28 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 28 

Wirtschaftsführung 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist unter der Ver- 
antwortung ihrer Organe wie ein Wirtschafts- 
unternehmen mit dem Ziel bester Verkehrsbedie- 
nung nach kaufmännischen Grundsätzen so zu 
führen, daß die Erträge die Aufwendungen ein- 
schließlich der erforderlichen Rückstellungen 
decken; eine angemessene Verzinsung des 
Eigenkapitals ist anzustreben. In diesem Rahmen 
hat sie ihre gemeinwirtschaftliche Aufgabe zu 
erfüllen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn beschafft sich die 
erforderlichen Mittel zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben selbst. Ist sie hierzu nicht in der Lage, 
soll der Bund das Eigenkapital verstärken oder 
ihr Darlehen aus Haushaltsmitteln gewähren." 

4. Hinter § 28 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

„§ 28 a 
Auflagen 

(1) Wird eine Auflage nach § 16 Abs. 4 ge- 
macht oder eine Genehmigung für eine bestimmte 
tarifliche Maßnahme aus Gründen des allgemei- 
nen Wohls versagt und führt dies nachweislich 
dazu, daß in diesem Einzelfalle die Aufwendun- 
gen der Deutschen Bundesbahn nicht gedeckt 
werden, so gewährt der Bund der Deutschen 
Bundesbahn einen entsprechenden Ausgleich. Die 
Ausgleichspflicht des Bundes tritt auch ein, wenn 
der Deutschen Bundesbahn die Genehmigung zur 
dauernden Einstellung 'des Betriebes einer Bun- 
desbahnstrecke nach § 14 Abs. 4 Buchstabe d 
versagt wird. In diesen Fällen ist die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen zu der 
Auflage oder der Versagung der Genehmigung 
einzuholen. 


3. § 28 erhält folgende Fassung: 
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(2) Die Ausgleidispflicht entfällt, wenn und so- 
weit die Deutsche Bundesbahn am Ende des Wirt- 
schaftsjahres einen Überschuß erzielt hat. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr und der 
Bundesminister der Finanzen stellen gemeinsam 
Richtlinien für die Ermittlung des Ausgleichs nach 
Absatz 1 auf. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, 
ob und in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewäh- 
ren ist, entscheidet die Bundesregierung auf An- 
trag des Bundesministers für Verkehr, des Bun- 
desministers der Finanzen oder der Deutschen 
Bundesbahn nach Anhörung von Sachverständi- 
gen; der Antrag der Deutschen Bundesbahn ist 
an den Bundesminister für Verkehr zu richten / 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

(2) Die Ausgleichspflicht entfällt, wenn und 
soweit die Deutsche Bundesbahn am Ende des 
Wirtschaftsjahres einen Überschuß im Sinne des 
§ 33 Abs. 1 Nr. 3 erzielt hat. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr und der 
Bundesminister der Finanzen können gemein- 
same Richtlinien für die Ermittlung des Aus- 
gleichs nach Absatz 1 aufstellen. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, 
ob und in welcher Hohe ein Ausgleich zu ge- 
währen ist, entscheidet die Bundesregierung auf 
Antrag der Deutschen Bundesbahn auf Grund 
eines Gutachtens von wirtschaftserfahrenen und 
unabhängigen Sachverständigen, die die Bundes- 
regierung bestellt. 

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 
gelten auch für die anderen Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs, wenn und soweit durch 
eine Auflage nach § 16 Abs. 4 oder die Ver- 
sagung einer Genehmigung für eine bestimmte 
tarifliche Maßnahme nach Absatz 1 die Aufwen- 
dungen dieser Eisenbahnen durch ihre Verkehrs- 
einnahmen aus dem Wechselverkehr mit der 
Deutschen Bundesbahn nicht gedeckt werden. Der 
Antrag dieser Eisenbahnen ist über die oberste 
Landes Verkehrsbehörde an den Bundesminister 
für Verkehr zu richten." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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